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Stabilitäts- und Wachstumspakt muss 
eingehalten werden 

Rot-Grün hat die Axt an den Stabilitäts- 
und Wachstumspakt gelegt. Deutsch- 
land wird im Jahr 2004 zum dritten und 
2005 vermutlich zum vierten Mal in Folge 
die Defizitgrenze nicht einhalten können. 
Gezielt unterminieren die deutsche Bun- 
desregierung und die französische Re- 
gierung den Stabilitäts- und Wachstums- 

pakt-ein europäischer Sündenfall erster 
Ordnung. Die Europäische Kommission, 
die Hüterin der Verträge, setzt sich nun 
gegen diesen eklatanten Vertragsbruch 
zurWehr: Im Januar2004 reichte sie beim 
Europäischen Gerichtshof Klage gegen 
den Rat der europäischen Wirtschafts- 
und Finanzminister ein. 



FüR   STABILITäT  UND   WACHSTUM 

DER   EUROPäISCHE   SüNDENFALL 

Die Bundesregierung bricht den 
Stabilitäts- und Wachstumspakt 

Anfang des Jahres 2002 stellte die 
Kommission anhand objektiver Kri- 

terien für Portugal und Deutschland 
fest, dass sich die beiden Länder an 
die Defizitgrenze von 3% des Bruttoin- 
landsprodukts annäherten und eine 
Frühwarnung, auszusprechen sei. Die- 
ser so genannte „Blaue Brief" sollte 
erstmals seit Bestehen des Stabilitäts- 
und Wachstumspakts verschickt wer- 
den - ausgerechnet an den Initiator 
des Paktes, nämlich Deutschland! 

Sowohl Bundeskanzler Schröder als 
auch SPD-Kommissar Verheugen ver- 
suchten den „Blauen Brief" abzuwen- 
den. Dabei verletzte Verheugen durch 
öffentliche Aussagen das Kollegialitäts- 
prinzip und den ungeschriebenen Ko- 
dex der Kommissare, Entscheidungen 
gemeinsam für die gesamte Kommissi- 
on zu treffen und diese als gemeinsame 
Entscheidungen auch zu verteidigen. 

Kanzler Schröder führte vor der Bun- 
destagswahl auswahltaktischen Über- 
legungen einen Totalangriff auf die 
Kommission. Er ließ sich dabei zu der 
Aussage hinreißen, dass nicht nur fi- 
nanzpolitische Erwägungen die Ent- 
scheidung der Kommission beeinflusst 
haben könnten. Schröders Aussage 
war nicht nur ein Affront gegen den 
spanischen Währungskommissar Sol- 
bes, einen Parteigenossen von Schrö- 
der, sondern gegen eigene Leute, näm- 
lich den von außen gegen viele Wider- 

stände auf die Position des Generaldi- 
rektors für Finanzen in der Kommissi- 
on von Schröder durchgedrückten 
Deutschen Klaus Regung, den Verant- 
wortlichen für das Frühwarnsystem! 
Schröder hätte besser seine Hausauf- 
gaben in Berlin gemacht und nicht die 
Schuldigen in Brüssel gesucht. 

Der „Blaue Brief" wurde jedoch im 
Wirtschafts- und Finanzminister-Rat ab- 
gewendet. Die Zusicherung Deutsch- 
lands, die 3 %-Grenze im Jahr 2002 nicht 
zu überschreiten und im Jahr 2004 ei- 
nen nahezu ausgeglichenen Haushalt 
vorzulegen, wurden nicht erfüllt. 

Viermaliger Verstoß gegen die 
Defizitgrenze 

Um das deutsche Defizit zu vertu- 
schen, meldete die Deutsche Bundes- 
regierung vor den Bundestagswahlen 
2002 die neuen Defizitzahlen nicht 
rechtzeitig an die Europäische Kom- 
mission. 

Da Deutschland nicht nur den ange- 
drohten „Blauen Brief", sondern im 
Nachhinein auch die Empfehlungen 
des Finanzministerrates von sich wies, 
wurde die Befürchtung wahr, dass 
Deutschland die Defizitgrenze erst- 
mals im Jahr 2002 überschritt. Mitt- 
lerweile hat Deutschland die Defizit- 
grenze bereits zwei Mal überschritten. 
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Weitere Überschreitungen sind schon 
prognostiziert. Das Überschreiten der 
Defizitgrenze in diesem Jahr gilt als si- 
cher. Auch die Einhaltung im kommen- 
den Jahr wird selbst vom Bundesfi- 
nanzministerium als schwierig ange- 
sehen. In Berliner Regierungskreisen 
rechnet man schon heute damit, dass 
Deutschland 2005 zum vierten Mal in 
Folge gegen den Stabilitäts- und Wachs- 
tumspakt verstoßen wird. 

Das Defizitverfahren gegen 
Deutschland 

Da Deutschland im Jahr 2002 mit 
3,5% eindeutig die Defizitgrenze über- 
schritt, wurde im Januar 2003 ein Defi- 
zitverfahren gegen Deutschland einge- 
leitet. Die Bundesregierung wurde auf- 
gefordert, Maßnahmen zur Haushalts- 
konsolidierung vorzulegen. Auch die 
Wirtschaftsforschungsinstitute verurteil- 
ten Rot/Grün und wiesen Schuldabwei- 
sungen der Bundesregierung zurück. Sie 
betonten, dass die Regierung es ver- 
säumt habe, die notwendigen Konsoli- 
dierungsmaßnahmen zu ergreifen. Ins- 
besondere die konjunkturunabhängi- 
gen Staatsausgaben seien zu schnell 
gestiegen. Die Regierung könne des- 
halb nicht die Konjunktur für die Verlet- 
zung des Stabilitätspaktes verantwort- 
lich machen. Das Problem liege darin, 
dass Berlin nicht richtig gespart habe. 

Ähnlich wie die Flutkatastrophe im 
Sommer 2002 versuchte Bundeskanz- 
ler Schröder, den Irakkrieg als Grund für 
die Überschreitung der Defizitgrenze 
darzustellen. Dieser Entlastungsver- 
such wurde jedoch u.a. durch den Prä- 
sidenten des Ifo-Instituts als unzutref- 

fend entlarvt. Ein ähnlicher Versuch das 
Defizit schön zu rechnen, wurde von 
Verteidigungsminister Peter Struck un- 
ternommen, der den Vorschlag seines 
italienischen Kollegen Antonia Martino 
aufgriff, wonach Verteidigungsinvesti- 
tionen von der Berechnung des Haus- 
haltsdefizits ausgenommen werden 
sollten. Wirtschaftsminister Wolfgang 
Clement sprach gar davon, dass eine 
etwas höhere Neuverschuldung nicht 
schaden werde. Bundeskanzler Schrö- 
der forderte bereits in seiner Regie- 
rungserklärung im Herbst 2002 eine 
„konjunkturgerechte" Auslegung des 
Stabilitätspaktes. 

Mit viel Lobbying und Rechenkün- 
sten kam die Bundesregierung mal wie- 
der ungeschoren davon. Die im Mai 
2003 vorgelegten deutschen Vorschlä- 
ge zur Eindämmungdes Defizits wurden 
von der Kommission akzeptiert. Es wur- 
de anerkannt, dass Deutschland das 
strukturelle Defizit um 1% verringert 
hat. 0,75% seien u.a. durch das Steuer- 
vergünstigungsabbaugesetz abgetra- 
gen worden. Die restlichen 0,25% wur- 
den einfach weggerechnet. Alleidings 
forderte der Finanzministerrat von 
Deutschland eine weitere Verminde- 
rungdes konjunkturbereinigten Defizits 
um mindestens 0,5% und die Unter- 
schreitung der nominalen Defizitgrenze 
von 3%. Besonders betont wurde, dass 
ein dritter Bruch der 3%-Grenze nicht hin- 
genommen werden solle. 

Bundesregierung ignorierte alle 
Warnungen 

Im Sommer 2003 warnte die Kom- 
mission Deutschland davor, die Defi- 
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zitgrenze von 3% des BIP wegen des 
Vorziehens der dritten Stufe der Steu- 
erreform zu überschreiten. Sie ver- 
langte eine saubere Gegenfinanzie- 
rung. Im Herbstgutachten der Kom- 
mission wurde für Deutschland im Jahr 
2003 ein Defizit von 4,2% und im Jahr 
2004 ein Defizit von 3,9% geschätzt. 

Die Kommission setzte im November 
2003 das Verfahren gegen Deutschland 
fort. Sie legte dem Rat zwei Empfehlun- 
gen vor: in der ersten wurde festgestellt, 
dass die von Deutschland im Jahr 2003 
getroffenen Maßnahmen unzureichend 
waren, so dass das übermäßige Defizit 
im Jahr 2004 bestehen blieb. Mit der 
zweiten Empfehlung sollte Deutschland 
aufgefordert werden, neue Maßnahmen 
zu treffen, um das Haushaltsdefizit zu 
senken und dem Defizit bis spätestens 
2005 abzuhelfen. Um zu vermeiden, 
dass Deutschland 2005 im vierten Jahr 
in Folge ein übermäßiges Defizit ver- 
zeichnet, sollte die Haushaltsanpas- 
sung nach Ansicht der Kommission im 
Jahr 2004 höher ausfallen als in dem 
Haushaltsentwurf für 2004 projiziert. So 
geisterte die Zahl von 6 Mrd. Euro anstatt 
4 Mrd. Euro durch Deutschland. Der Rat 
empfahl, das konjunkturbereinigte Defi- 
zit im Jahr 2004 um 0,8% des BIP zu sen- 
ken. Die Haushaltskonsolidierungen 
sollten alles in allem eine dauerhafte 
Verbesserung des gesamtstaatlichen 
Saldos gewährleisten. Ähnliche Em- 
pfehlungen gingen an Frankreich. 

Unterstützt wurden diese Forderun- 
gen von vielen u.a. von Bundesbank-Vi- 
zepräsident Stark, der die Finanzmini- 
ster aufforderte, die nächste Stufe des 
Defizitverfahrens einzuleiten, wenn die 
Regierung den Auflagen der Kommis- 
sion nicht nachkomme. 

Massive Attacken der Bundesregie- 
rung auf den Stabilitätspakt 

Nachdem Vertreter der rot-grünen 
Bundesregierung mit gelegentlichen 
Bemerkungen die Diskussion über eine 
Änderung des Stabilitäts- und Wachs- 
tumspakts lancierten, wurden ihre An- 
griffe auf den Pakt immer konkreter und 
massiver: Das Ende der Fahnenstange 
sei erreicht. Die Verschärfung des EU- 
Verfahrens wolle Deutschland auf kei- 
nen Fall hinnehmen. Die Bundesregie- 
rung behauptete dann, dass die EU den 
Bundeshaushalt unter Karatel stelle 
und die Budgetrechte des deutschen 
Parlaments einschränke. 

Mit Hilfe der anderen großen EU- 
Mitgliedstaaten konnten Deutschland 
und Frankreich ihre Muskeln spielen 
lassen und wiesen die Empfehlungen 
im Rat ab. Die letzten Verteidiger des 
Stabilitäts- und Wachstumspaktes 
wurden niedergestimmt. Das waren 
die Niederlande, Belgien, Dänemark, 
Griechenland, Spanien, Österreich, 
Finnland und Schweden. Der nieder- 
ländische Finanzminister Zalm warnte 
daraufhin voreineremsten Krise in der 
EU, falls Deutschland und Frankreich 
die Vorgaben des Stabilitätspakts ig- 
norieren. 

Rot/Grün ist Totengräber des 
Stabilitätspakts 

Mit ihrer starren und uneinsichtigen 
Haltung hat die deutsche Bundesregie- 
rung den von ihr selbst geschaffenen 
Stabilitäts- und Wachstumspaktpakt 
faktisch außer Kraft gesetzt. Vertreter 
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der ausländischen Wirtschaft zeigten 
sich enttäuscht: viele kleinere Länder 
hätten sich der Währungsunion ange- 
schlossen, weil sie auf die deutsche 
Stabilitätspolitik vertraut hätten. Be- 
sonders im Hinblick auf die Osterwei- 
terung sei die Aufweichung des Stabi- 
litätspaktes gefährlich. Führende deut- 
sche Ökonomen befürchteten ord- 
nungspolitische Konsequenzen und 
zeigten sich besorgt über die Stabilität. 
Bundeskanzler Schröder behauptete 
am nächsten Tag lediglich ganz frech, 
dass die Europäische Kommission 
nicht sakrosankt sei. 

Europäische Kommission klagt 
gegen Bruch des Stabiliätspakts 

Die Europäische Kommission ent- 
schied im Januar 2004 wie von 
CDU/CSU-Europaabgeordneten gefor- 
dert, die Schlussfolgerungen des Fi- 
nanzministerrates vor dem Europäi- 
schen Gerichtshof anzufechten. Diese 
Anfechtung beschränke sich allerdings 
rein auf verfahrensrechtliche Elemen- 
te. Die Inhalte der Schlussfolgerung 
bleiben davon unberührt. Als „Hüterin 
der Verträge"   will   die   Kommission 

Das Defizitverfahren der EU 
Im Jahr 1997 einigten sich die Mitglieder 
der EU auf den Stabilitäts- und Wachstumspakt. 
Sie verpflichteten sich, 
die ollentlichen Haushalte 
ohne übermäßige 
(Neu-)Verschuldung 
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Pressestimmen 
„Der Regierungschef ließ erst gar 
keine Zweifel aufkommen: Die Sta- 
bilitätskriterien des Maastricht-Ver- 
trags müssten „strikt eingehalten 
werden". Politisch sei es „von großer 
Bedeutung, dass Deutschland punkt- 
genau landet". Das sei man den 
Wählern schuldig, den „kleinen Spa- 
rern zum Beispiel". 
Mit solch markigen Worten pochte 
Gerhard Schröder im Jahr 1997 im 
SPIEGELGespräch auf die Einhaltung 

des Stabilitätspaktes zur Europäi- 
schen Währungsunion. 
Damals war er Ministerpräsident von 
Niedersachsen. Nun isterKanzlerund 
mag sich wünschen, es hätte diesen 
Pakt so nie gegeben. Als „Totengrä- 
ber" des Euro-Vertrages und Sünder 
wider „das Erbe der Deutschen Mark" 
beschimpften ihn am vergangenen 
Mittwoch die Führer der Opposition, 
Edmund Stoiber und Angela Merkel - 
und das nicht ohne Grund." 

SPIEGEL, 1. 12. 2003 

UNION IN EUROPA 2/2004 • 5 



FüR   STABILITäT   UND   WACHSTUM 

Rechtsklarheit und Vorhersagbarkeit 
bezüglich der Vertragsbestimmungen 
zur Wirtschafts- und Währungsunion 
gewährleisten. Sie will sicherstellen, 
dass die auf dem EG-Vertrag basieren- 
den Verfahren in Zukunft korrekt ange- 
wandtwerden und klären, wie die haus- 
haltspolitische Überwachung in der EU 
in Zukunft erfolgen kann. Falls der Eu- 
ropäische Gerichtshof das beantragte 
Schnellverfahren akzeptiert, kann be- 
reits im Frühjahr/Frühsommer 2004 
mit einem Urteil gerechnet werden. 

Die Kommission gab bekannt, die 
Umsetzung der Schlussfolgerungen 
des Rates für Frankreich und Deutsch- 
land überwachen zu wollen. Nach der 
Meldung der neuen Defizitzahlen im 
Mai 2004 wird die Kommission beur- 
teilen, ob die derzeit eingeleiteten Ver- 
fahren gegen Deutschland, Frankreich 
und Portugal fortgesetzt oder verändert 
werden oder neue gegen weitere Län- 
der eingeleitet werden müssen. 

Ausblick 

Die dauerhafte Stabilität der eu- 
ropäischen Währung kann nur ge- 
währleistet werden, wenn der Sta- 
bilitäts- und Wachstumspakt in Zu- 
kunft streng angewandt wird. Nach 
wie vor gibt es Skeptiker, die auf 
den Untergang der europäischen 
Währungsunion hoffen. Dies wäre je- 
doch ein schwerer Schlag für das 
gesamte europäische Einigungs- 
werk. Die CDU/CSU-Gruppe im Eu- 
ropäischen Parlament wird daher 
weiter für die Einhaltung des Sta- 
bilitäts- und Wachstumspaktes 
kämpfen. Nur durch strikte Haus- 
haltsdisziplin, die auch ohne den 
Stabilitätspakt unabdingbar für eine 
verantwortliche Haushaltspolitik wä- 
re, kann der bisherige Erfolg der eu- 
ropäischen Gemeinschaftswährung 
gesichert werden. 

Rot/Grün will den Stabilitätspakt aushöhlen 
CDU/CSU kämpft für Stabilität und Wachstum 

Rot/Grün 

Stabilitäts- und Wachstumspakt ist 
aus Wachstumsgründen auf einen 
Stabilitätspakt zu reduzieren 

Für eine Aufweichung des Stabi- 
litäts- und Wachstumspaktes: 

Die 3%-Defizitgrenze darf nur in 
wirtschaftlich guten Zeiten, aber nicht 
in Zeiten der Rezession gelten 

Bei der Berechnungdes Defizits dür- 
fen einige Ausgabenkategorien nicht 
herangezogen werden, z.B.: Verteidi- 
gungsausgaben, Ausgaben für Terro- 
rismusbekämpfung, Forschung, Bil- 
dung und Daseinsvorsorge. 

CDU/CSU 
Stabilität und Wachstum gehören zu- 

sammen, d.h. Wachstum kann erst ent- 
stehen, wenn Stabilität vorherrscht. 

Gegen eine Aufweichung des Paktes, 
da im Pakt bereits Szenarien für eine Re- 
zession vorgesehen sind: Sodrohenz.B. 
bei einem Rückgang des realen BIP um 
mehr als 2% keine Sanktionen bei Über- 
schreitung der Defizitgrenze von 3 %. 

Damit wird der Stabilitäts- und 
Wachstumspakt ausgehöhlt, da das 
tatsächliche Defizit höher ist. Vielmehr 
sollten Konsumausgaben in Investitio- 
nen umgeschichtet werden. 
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kurz & bündig 
AKTUELLES   AUS   DER   EVP-ED-FRAKTION 

EU-Verfassung bleibt oberste Priorität 
Der Vorsitzende der EVP-ED-Frakti- 

on im Europäischen Parlament, Hans- 
Gert Pöttering (CDU), hat die zukünfti- 
ge EU-Verfassung in dergemeinsamen 
Aussprache mit Rat und Kommission 
über das Programm der irischen Rats- 
präsidentschaft als „Priorität der Prio- 
ritäten" bezeichnet. Das Scheitern 
des EU-Gipfels Ende letzten Jahres dür- 
fe nicht das Ende der Verfassung sein 
und auch nicht zu einem Europa unter- 
schiedlicher Geschwindigkeiten führen. 

Pöttering unterstrich ferner seine 
Forderung, dass sich das Ergebnis der 
Wahlen zum Europäischen Parlament 
im kommenden Juni in der Besetzung 
der nächsten EU-Kommission und ins- 
besondere bei der Wahl eines neuen 
Kommissionspräsidenten widerspie- 
geln müsse. Es könne nicht sein, dass 
so wie 1999 die einen die Wahlen ge- 
winnen und die anderen die Posten in 
der Kommission besetzen, sondern 
die neue EU-Kommission müsse ins- 
gesamt ausgewogen sein. 

Der Fraktionsvorsitzende sprach 
sich zudem für eine Verbesserung der 
Beziehungen zwischen der Europäi- 
schen Union und den USA „auf gleicher 
Augenhöhe" aus, anstatt irgendeinen 
Gegensatz zu den Vereinigten Staaten 
herbeizudefinieren. Dies bedeute al- 
lerdings nicht, dass Europa die USA bei 
Meinungsverschiedenheiten nicht kri- 
tisieren könne: „Ich halte beispiels- 
weise die Situation in Guantanamo, so 

wie sie ist, für unerträglich". Kein 
Mensch auf dieser Erde, auch kein Ter- 
rorist, dürfe ohne ein ordentliches 
rechtsstaatliches Verfahren festge- 
halten werden. Pöttering kritisierte im 
Übrigen gleichfalls die Menschen- 
rechtssituation in Tschetschenien, die 
genauso wie die Lage in Guantanamo 
weiter zu thematisieren sei. 

Parlament fordert Transparenz auch 
bei den EU-Agenturen 
Im Rahmen eines Initiativberichtsder 

portugiesischen EVP-ED-Abgeordneten 
Teresa Almeida Garrett hat sich das Eu 
ropäische Parlament mit dem operati- 
ven Rahmen für die europäischen Re- 
gulierungsagenturen wie beispielswei- 
se das Europäische Umweltamt, die Eu- 
ropäische Lebensmittelagentur oder 
die Agenturen für Luft- und Seever- 
kehrssicherheit befasst. Diesen Agen- 
turen, denen die Durchführung speziel- 
ler technischer Aspekte der Europäi- 
schen Rechtsvorschriften obliegt, seien 
in vielen Fällen besser in der Lage, be- 
stimmte Aufgaben wahrzunehmen als 
die EU-Kommission. Der Bericht ist die 
Antwort des Parlaments auf eine Mittei- 
lungder Kommission zu diesem Thema, 
auch als Weißbuch „Europäisches Re- 
gieren" bekannt, und begrüßt aus- 
drücklich die Schaffung solcher Agentu- 
ren, wobei dies eine Neustrukturierung 
nicht ausschließen müsse. So sei es 
beispielsweise bedauerlich, dass mög- 
liche Konsequenzen aus der Europäi- 
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sehen Verfassung bisher nicht berück- 
sichtigt würden. Das Parlament werde 
jedoch als Hüter einer verantwortungs- 
bewussten Umsetzung der Rechtsvor- 
schriften Transparenz und Effizienz aller 
Gremien verlangen, wie die Berichter- 
statterin unterstrich. 

zugenommen, es müssten aber noch 
größere Anstrengungen unternommen 
werden, um diese Fonds in der EU zu 
halten und damit eine Abwanderung in 
Steuerparadiese zu verhindern. Aller- 
dings seien auch hierfür umfassende 
Rechtsvorschriften erforderlich. 

Neue Rechtsvorschriften zu 
Besteuerung und Hedgefonds 
Mit der Annahme zweier getrennter 

Berichte, die von den EVP-ED-Abgeord- 
neten Piia-Noora Kauppi (Fl) und John 
Purvis (UK)vorgelegtwurden, sind Fort- 
schritte bei der gegenseitigen Hilfelei- 
stungzwischen den Mitgliedstaaten im 
Bereich derdirekten und indirekten Be- 
steuerung sowie den so genannten 
Hedgefonds erzielt worden. 

Ziel des ersten Berichts ist die 
Schaffung von Instrumenten für die zu- 
ständigen Steuerbehörden der EU-Mit- 
gliedstaaten, um gemeinsame Kon- 
trollen in den Fällen auszuüben, wo ein 
Steuerpflichtiger in mehrals einem Mit- 
gliedstaat aktiv ist. Grundsätzlich sol- 
len zukünftig die gleichen Vorschriften 
für die direkte Besteuerung gelten wie 
bei der indirekten. 

Im zweiten Bericht spricht sich das 
Parlament für eine gemeinschaftliche 
Regelung bei Hedgefonds und deriva- 
ten Finanzinstrumenten aus. Diese In- 
vestitionsarten haben in Europa rasch 

• Pöttering würdigt Karlspreis- 
Verleihung an Papst Johannes Paul II 
Als eine großartige Entscheidung hat 

der Vorsitzende der EVP-ED-Fraktion im 
Europäischen Parlament, Hans-Gert Pöt- 
tering, die Verleihung des außerordentli- 
chen Karlspreises der Stadt Aachen an 
Papst Johannes Paul II fürseine Verdiens- 
te beim Wandel in Europa bezeichnet. 

Pöttering begrüßte die Entscheidung 
als eine Würdigung der geistig-morali- 
schen Kraft Papst Johannes Paul II und 
seines unerlässlichen Einsatzes für die 
Menschenrechte und die Einheit Euro- 
pas. Pöttering erinnerte an die berühm- 
ten Worte „Habt keine Angst!", die Papst 
Johannes Paul II bei seinen Besuchen in 
Polen immer wieder an seine Landsleute 
richtete. Der Papst habe auf die Befreiung 
der Länder Mittel- und Osteuropas von 
der kommunistischen Gewaltherrschaft 
maßgeblichen Einfluss gehabt, erklärte 
Pöttering. 

Knut Gölz, EVP-ED-Pressestelle, 
kgoelz@europarl. eu. int 
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